Protokoll der Sitzung UAG Stationäre Hilfen im Bezirk Steglitz-Zehlendorf am 1.12.06 

in der Königin-Luise-Stiftung

Teilgenommen haben: Frau Werth (VJB-Zehlendorf), Frau Kong (Königin-Luise-Stiftung), Frau Willms (Sozialarbeit und Segeln), Herr Gizzi (Wadzeck-Stiftung), Frau Kranzusch (Clearingstele Clara), Frau Thiel (EJF-Lazarus AG), Herr Litta (BA Steglitz-Zehlendorf, Jug 4000), Herr Mecke (Sancta Maria), Frau Deiters-Schneider (Ev. Jugendhilfe Geltow), Herr Jannicke (NHW e.V.), Herr Spura (Schultz-Hencke-Haus Berlin)

Entschuldigt: Frau Ahrens (Luisenstift)

Protokoll: Herr Spura

Diskussionsleitung: Frau Werth

Tagesordnung:

1. Protokoll der letzten Sitzung

    Das Protokoll der vorausgegangenen Sitzung liegt nicht vor, kann also auch nicht   

    angenommen werden.

2. Modellprojekt Kooperation von Kinder- und Jugendpsychiatrie, Jugendhilfe   

    und  Schule in der Region Süd-West

3. Fortbestand der UAG oder: über das zukünftige Verhältnis zwischen den 

    Trägern der Stationären Jugendhilfe im Bezirk und dem Strategischen 

    Zentrum (SZ)

zu 2. „Modellprojekt.....“

Auf Wunsch der Teilnehmer berichtet Herr Litta von der letzten Beiratssitzung, an der er in Vertretung für Frau Biermann teilgenommen hat. 

Stichpunkte: Mit lediglich 2 Teilnehmerinnen (Frau Grauel-v. Strünck aus der bezirklichen EFB und Frau Sawall, Sozialarbeiterin aus Tempelhof) ist der Jugendhilfebereich in dem Kreis unterrepräsentiert. Eine solide Kooperationsvereinbarung ist noch nicht zustande gekommen, ein Problem ist u.a. auch die „gemeinsame Sprache“ für unterschiedliche Professionen (ICD 10 als Diagnoseschlüssel?). Aktuell werden einige wenige „Pilotfälle“ entsprechender „Mehrfachbedarfskinder“ ausgewertet. Unabhängig von der klassischen Hilfeplanung des Jugendamtes soll es bei entsprechendem Bedarf interdisziplinäre Runden geben. 

Der Tendenz nach werden die  freien Träger der Jugendhilfe in den zukünftigen Strukturen ausgeschlossen (bleiben).

Frau Thiel berichtet über langjährige Erfahrungen in der praktischen Kooperation von Träger-Klinik-Jugendamt und betont die Notwendigkeit „engster Verzahnung“ im Hilfe- / Helfersystem. Als Leitgedanke muss das Wohl der betroffenen jungen Menschen stehen.

Im Zusammenhang mit der Problematik von Empfehlungen geeigneter Jugendhilfemaßnahmen durch die Klinik betont Herr Litta die Verantwortung und Entscheidungskompetenz des Jugendamtes. Für erfolgreiche Hilfen sei es wichtig, die Eltern mit „in der Spur“ zu haben. Die „diagnostische Institution“ sollte keine Gleise legen bevor alle Beteiligten in einer ergebnisoffenen Diskussion zusammenkommen.

Frau Deiters-Schneider spricht sich dafür aus, bei entsprechenden jungen Menschen mit Psychiatrieerfahrung den KJPD automatisch mit ins Kiez-Team einzubeziehen. Für eine qualifizierte Diskussion und Entscheidungsfindung wäre so in den Kiez-Teams eine fachlich fundierte Grundkenntnis psychiatrischer  Krankheitsbilder sicher gestellt.

Bei welcher Gelegenheit, in welchem Kreis sind derartige Themen zukünftig zu besprechen?

In diesem Zusammenhang  verlagerte sich die Diskussion zunehmend zum Tagesordnungspunkt 

3.  Fortbestand der UAG oder: über das zukünftige Verhältnis zwischen den 

    Trägern der Stationären Jugendhilfe im Bezirk und dem Strategischen 

    Zentrum (SZ)

Es zeigen sich verschiedene Ansätze und Überlegungen, wie und wo nach Wegfall der regionsübergreifenden bezirklichen AG78 bzw. dieser UAG Themen von gemeinsamer und grundsätzlicher Bedeutung eingebracht werden können:

· der Verein „Qualitätsoffensive“ als Möglichkeit?

· oder ein (halb-) jährliches „Jugendhilfeparlament“ im Bezirk?

· eine halbjährliche „Trägervollversammlung“ mit oder ohne Jugendamt?

· oder ein „Fachtag“ bzw.  Jugendhilfemarkt?

In der Diskussion zeigt sich, dass es vor allem um ein hohes Maß an verbindlicher Einbeziehung und Mitwirkung der freien Träger der stat, Jugendhilfe in  fachpolitische Entwicklungen und Entscheidungen auf Bezirksebene geht. Das Strategische Zentrum (SZ) soll ab März/April 2007 zentrales Gremium in dieser Hinsicht sein, es ist aber nicht sichergestellt, dass die Träger der stationären Hilfen überhaupt im SZ vertreten sein werden. Nach eineinhalb Jahren soll zwar überprüft werden, ob die neue Struktur funktioniert. Bis dahin sollte aber eine Repräsentation sichergestellt sein. Außerdem stellt sich die Frage, ob die Vertreter aus den Regionen nicht auch vor Ablauf ihres Mandats abgewählt werden können.

Eine Möglichkeit um die Präsenz zu erreichen, wäre die Delegation eines Mitglieds des Vereins „Qualitätsoffensive“ ins SZ! Ein anderer Weg wäre eine Wahlordnung für die Regionen, die sicherstellt, dass unter den Vertretern der freien Träger neben den ambulanten auch die teilstationären und stationären Hilfen vertreten sind (paritätische Besetzung).

Herr Litta betont, dass im SZ die Regionen und nicht die Träger vertreten sein sollen.

Zur Abstimmung werden von der Diskussionsleitung die folgenden Anträge gestellt und mit großer Mehrheit angenommen:

· Die Vertreter der Regionen im SZ sollen abwählbar sein!

· Im SZ sollen die freien Träger durch 2 Vertreter ambulanter und 2 Vertreter (teil-) stationärer Träger vertreten sein.

· Für den entsprechenden Wahlmodus soll in allen Regionen eine einheitliche Wahlordnung gelten.

Frau Willms und Herr Marquardt sind aufgefordert, diese Forderungen in das „Forum“ zur Vorbereitung des SZ einzubringen!

Die Sitzungen der UAG werden für maximal eineinhalb Jahre ausgesetzt. Herr Litta wird als Vertreter des Jugendamtes bedarfsweise zu den Sitzungen des Vereins „Qualitätsoffensive“ eingeladen.

Die Runde bedankt sich bei Frau Werth für deren engagierte und umsichtige Moderation der UAG!



